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Überblick über Einheit 9 

•  Abstammung 
•  Kindesschutz 
•  Adoption 
•  Beispielsfall 
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Abstammung 

•  Gemäß Art. 19 Abs. 1 S. 1 EGBGB richtet sich die Abstammung nach dem 
Recht am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes (wandelbar) 
o  Alternative Anknüpfung: Heimatrecht jedes Ehegatten 
o  Alternative Anknüpfung: Ehewirkungsstatut der Mutter 

•  Favor legitimationis: Eine funktionierende Anknüpfung genügt 

Beispiel: Anknüpfung nach Art. 19 Abs. 1 S. 1 EGBGB für die Abstammung des Kindes 
einer Deutsch-Südafrikanerin und ihrer Ehegattin/Lebenspartnerin, ordre public steht 
nicht entgegen, BGH v. 20. April 2016, XII ZB 15/15, http://lexetius.com/2016,1507  
Beispiel: Vaterschaftsfeststellung für neun kryokonservierte Embryonen nur nach Art. 19 
Abs. 1 S. 2 EGBGB, BGH v. 24. August 2016, XII ZB 351/15, http://lexetius.com/2016,2767  
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Konkurrenz um eine Elternrolle 

•  Günstigkeitsprinzip: Dasjenige Recht, das dem Kindeswohl am besten 
dient, soll zur Anwendung kommen (unumstritten) à Was ist günstig? 

•  Die hM folgt sodann dem Prioritätsprinzip: Es kommt dasjenige Recht zur 
Anwendung, das zeitlich zuerst eine Abstammung herstellt 

Beispiel (hM): Erst Vaterschaftsvermutung in Indonesien, dann Anerkenntnis in 
Deutschland, KG Berlin v. 29. November 2016, 1 W 7/16, http://bit.ly/2pHjMp7  
Beispiel (MM): Erst Vaterschaftsvermutung in Polen, danach Anerkenntnis in Deutschland, 
OLG Karlsruhe v. 2. Februar 2015, 11 Wx 65/14, https://openjur.de/u/770039.html  
Beispiel: Anknüpfung nach Art. 19 Abs. 1 S. 2 EGBGB bei in die frisch geschiedene Ehe 
geborenen Kindern, BGH v. 3. August 2016, XII ZB 110/16, http://lexetius.com/2016,2774  
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Anfechtung der Abstammung 

•  Nach Art. 20 EGBGB ist eine Abstammung nach jedem 
Abstammungsstatut (Art. 19 EGBGB) anfechtbar 

•  Zusätzlich können Kinder ihre Abstammung nach dem Recht ihres 
gewöhnlichen Aufenthaltsorts anfechten 

Beispiel: Anfechtung der Vaterschaft eines Deutschen zu dem bei seiner Ex-Frau in 
Thailand lebenden Kind nach deutschem Recht, OLG München v. 26. März 2012, 
33 WF 1342/11, juris 
Beispiel: Anfechtung der Vaterschaft eines Ghanaers nach ghanaischem Recht  
(mit großzügigeren Anfechtungsfristen als dem deutschen Kindesaufenthaltsrecht),  
OLG Hamburg v. 22. Juli 2011, 12 UF 61/08, https://openjur.de/u/172563.html  
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Leihmutterschaft 

•  Nach deutschem Sachrecht (§ 1591 BGB) ist eine Leihmutter zwingend die 
Mutter des Kindes; die Wunschmutter ist auf eine Adoption verwiesen 

•  Umstritten ist, ob die Anwendung eines liberaleren ausländischen 
Sachrechts gegen den deutschen ordre public verstößt 
o  Pro ordre-public-Verstoß: Kindeswohl erfordere einheitliche Mutterschaft, 

Schutz der Leihmütter vor Ausnutzung, Vermeidung von Kinderhandel 
o  Contra ordre-public-Verstoß: Kindeswohl erfordere die Mutterschaft der 

Wunschmutter, medizinische Notsituation der Wunscheltern 

Beispiel: Kein ordre-public-Verstoß durch Anerkennung einer US-Legitimierung zweier 
Wunschväter, BGH v. 10. Dezember 2014, XII ZB 463/13, http://lexetius.com/2014,4366; 
anders aber nun OLG Braunschweig v. 12. April 2017, 1 UF 83/13 (nicht rechtskräftig) 
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Exkurs: Eizellspende 

•  In Deutschland steht die Eizellspende nach § 1 Abs. 1 ESchG seit 1991 unter 
Strafe 
o  Argument: Verhinderung gespaltener Mutterschaften 

•  Im (auch europäischen) Ausland gibt es viele Rechtsordnungen, die einer 
Eizellspende neutral oder offen gegenüber stehen 
o  Argument: Gleichbehandlung mit der Samenspende 
o  Argument: Einheitliche Elternschaft kann ohnehin nicht erzwungen werden 

Beachte: Vorläufig keine Verletzung des Rechts auf Achtung des Familienlebens aus 
Art. 8 EMRK durch das Verbot der Eizellspende, EGMR v. 3. November 2011, 57813/00, 
http://bit.ly/2ovmCIV  
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Wirkungen des Eltern-Kind-Verhältnisses 

•  Nach Art. 21 EGBGB unterliegt das Rechtsverhältnis zwischen Eltern und 
Kind dem Recht am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes 

•  Die wichtigste Wirkung des Eltern-Kind-Verhältnisses ist die elterliche 
Sorge 

•  Nicht von Art. 21 EGBGB umfasst sind das Recht zur Namensgebung 
(Art. 10 Abs. 3 EGBGB) und der Kindesunterhalt (Art. 3 ff. HUP) 

Beispiel: Antrag eines deutschen Wunschvaters auf Übertragung der elterlichen Sorge 
für ein in China geborenes Leihmutterkind, Rückverweis chinesischen Kollisionsrechts, 
Anwendung deutschen Sachrechts, AG Regensburg v. 30. April 2014, 201 F 1955/13, juris 
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Kindesschutz 

•  Das wichtigste Regelwerk für Maßnahmen im Bereich des Kindesschutzes 
ist das Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern (KSÜ, JH 53) 

•  Nach Art. 15 Abs. 1 KSÜ wenden Behörden bei Maßnahmen des 
Kindesschutzes grundsätzlich ihr eigenes Recht an (Gleichlaufprinzip) 
o  Indirekt: Sachrecht am Ort des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes, Art. 5 KSÜ 

•  Nach Art. 16 KSÜ unterstehen auch gesetzliche Sorgerechtszuweisungen 
dem Recht am gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes 

Beispiel: Alleinsorge einer russischen Mutter für ihr nach Deutschland übergesiedeltes 
Kind mangels gemeinsamer Sorgeerklärungen der Eltern nach §§ 1626a ff. BGB,  
OLG Karlsruhe v. 5. März 2013, 18 UF 298/12, https://openjur.de/u/631623.html  
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Annahme als Kind 

•  Nach Art. 22 Abs. 1 EGBGB unterliegt die Adoption dem Heimatrecht des 
Annehmenden, bei Ehegatten/Lebenspartnern dem jeweiligen 
Wirkungsstatut 

•  Nach Art. 23 EGBGB erfolgt eine kumulative (= zusätzliche) Anknüpfung 
am Heimatrecht des Kindes für die Zustimmung des Kindes zu Adoption, 
Namenserteilung, etc. 

Beispiel: Adoptionsantrag zweier Kosovaren mit erheblichem Altersunterschied zum 
illegal nach Deutschland verbrachten Kind, kein Wille zur Aufklärung des Kindes über 
seine Herkunft à Anwendung kosovarischen Rechts, OLG Stuttgart v. 20. Mai 2015, 
17 UF 61/15, https://openjur.de/u/864451.html  
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Vormundschaft, Betreuung und Pflegschaft 

•  Nach Art. 24 Abs. 1 S. 1 EGBGB unterstehen Vormundschaft, Betreuung 
und Pflegschaft dem Heimatrecht des Betroffenen 

•  Nach Art. 24 Abs. 1 S. 2 EGBGB kann für Betroffene mit (gewöhnlichem) 
Aufenthalt in Inland ein Betreuer nach deutschem Sachrecht bestellt 
werden (einseitige Kollisionsnorm) 

•  Das Haager Kindesschutzübereinkommen ist gegenüber Art. 24 EGBGB 
vorrangig 

Beispiel: Beendigung der Vormundschaft eines gambischen Jugendlichen, OLG Bremen 
v. 7. Februar 2017, 5 UF 99/16, http://bit.ly/2oOP5LH  
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Prüfungsschema 

•  Internationales Zivilverfahrensrecht 
o  Internationale Zuständigkeit 
o  Nationale Zuständigkeit 

•  Internationales Privatrecht = Kollisionsrecht 
o  Rechtsquelle, z.B. EGBGB oder Rom-I-VO 
o  Prüfungsmaterie, z.B. Verbrauchervertrag 
o  Subsumtion unter die Kollisionsnorm 

•  Nationales Privatrecht = Sachrecht 
o  Subsumtion unter die materiell-rechtlichen Vorschriften des anwendbaren 

Sachrechts 
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Familienrecht in der Fallprüfung 

Beispielsfall (nach OLG Karlsruhe v. 2. Februar 2015, 11 Wx 65/14, 
https://openjur.de/u/770039.html): 
Die beiden Polen Oliwia und Piotr haben im Jahr 2000 den Bund fürs Leben 
geschlossen. Seit 2015 lebt Oliwia mit dem Deutschen Dieter in Mannheim. Anfang 
2017 werden Oliwia und Piotr geschieden. Am 26. April 2017 erblickt Zuzanna das Licht 
der Welt. Dieter erkennt bald danach seine Vaterschaft an. Zuzanna nimmt nun – 
ordnungsgemäß vertreten durch Oliwia – Piotr auf Unterhalt in Anspruch. Zu Recht? 
Hinweis: Nach polnischem Sachrecht (Art. 62 § 1 S. 1 FVGB) endet die Vaterschafts-
vermutung für den Ehemann der Mutter erst 300 Tage nach der Scheidung. Weiterhin ist 
zu unterstellen, dass das polnische und das deutsche Kollisionsrecht gleichlaufen, das 
polnische Kollisionsrecht also Verweisungen annimmt. 
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Familienrecht in der Fallprüfung 

•  Ermittlung des Unterhaltsstatuts nach Art. 3 Abs. 1 HUP à gewöhnlicher 
Aufenthalt der Zuzanna à Deutsches Sachrecht 
•  Kollisionsrechtliche Vorfrage: Abstammung der Zuzanna von Piotr?  

Art. 19 Abs. 1 EGBGB à Alternative Anknüpfung am gewöhnlichen Aufenthalt 
der Zuzanna (Deutschland) oder am Heimatrecht des Piotr (Polen) 
•  Nach § 1592 Nr. 2 BGB ist Dieter Zuzannas Vater 
•  Nach Art. 62 § 1 S. 1 FVGB ist Piotr Zuzannas Vater 
•  Str., ob die frühere oder die beständigere Anknüpfung vorzugswürdig ist 

•  Prüfung des deutschen Sachrechts: Anspruch der Zuzanna aus § 1601 BGB 

Vgl. auch den ähnlichen Fall bei Köhler, Examinatorium IPR, 2016, Rn. 451-456 



Bis nächste Woche! 
 

Mittwoch, 3. Mai 2017 
10.15 Uhr, W 117 

 
 

Feedback: martin.fries [at] jura.uni-muenchen.de 


